
Der Zusammenbruch der kommunistischen Regime
in Mittel- und Osteuropa 1989/90 verursachte seiner-
zeit eine „Legitimationskrise“ der Osteuropafor-
schung, die maßgeblich mit dem Vorwurf des „’Ver-
sagens’ der Prognosefähigkeit“1 der Wissenschaft
hinsichtlich der nahezu synchronen Implosion der
kommunistischen Regime begründet wurde. Zum
anderen war mit dem Wegfall des sogenannten Eiser-
nen Vorhangs und der damit einhergehenden
Abschwächung oder gar Beseitigung früherer Gegen-
sätze zwischen Ost und West die Annahme verbun-
den, dass nunmehr weitaus weniger (oder in Zukunft
kein) „Bedarf an kontinuierlicher und systematischer
Analyse der komplexen Veränderungen in dieser
Region“2 bestünde und folglich die Osteuropafor-
schung ihren – bis dahin vor allem politisch geprägten
– hohen Stellenwert verlieren würde. „Zugespitzt hat
sich die Kontroverse darauf, ob es überhaupt
gesonderte Osteuropa-Studien geben soll oder ob sie
in die allgemeinen Disziplinen zurückkehren oder
integriert werden sollen.“3 Daraus erwuchs im letzten
Jahrzehnt des 20. Jahrhunderts eine der vordring-
lichen Aufgaben der Osteuropaforschung: Mit ihren
Forschungsergebnissen den Nachweis zu erbringen,
dass die erwähnte Annahme ein Irrtum ist, der zu
einschneidenden Konsequenzen in Wissenschaft und
Politik führen kann. Dies wiederum ist – so die Mei-
nung vieler Osteuropaforscher – nur durch einen
Paradigmenwechsel in der Osteuropaforschung
selbst möglich, welcher der veränderten Wahrneh-
mung der Region in der öffentlichen Diskussion nach
den Ereignissen von 1989/90 und der EU-Osterweite-
rung Rechnung trägt.4

Im Schnittpunkt von Bildungs- und Osteuro-
paforschung: Die Transformation der Hoch-

schulsysteme in Osteuropa
Forschungen, deren Gegenstand die Länder Osteuro-
pas bilden, sind zwar seit langer Zeit an deutschen
Hochschulen und wissenschaftlichen Einrichtungen
etabliert, konzentrieren sich aber fast ausschließlich
auf wirtschaftswissenschaftliche, historische und

sprach- bzw. literaturwissenschaftliche Themen, die
als die traditionellen Schwerpunkte in diesem For-
schungsbereich gelten. Die Wissenschafts- und Bil-
dungsforschung nimmt dort seit jeher eine periphere
Stellung ein.

Obwohl die Sozialwissenschaften durch die Trans-
formation der postkommunistischen Staaten einen
großen Auftrieb erfahren haben, ist dieser in den Ein-
zeldisziplinen in sehr unterschiedlichem Maße spür-
bar. 1996 wurde erstmals in Deutschland eine signifi-
kante Zunahme sozialwissenschaftlicher Forschun-
gen zum Thema Ost- und Mitteleuropa festgestellt.
Die meisten auf Osteuropa bezogenen Arbeiten, die
sich mit dem politischen Wandel und den wirtschaft-
lichen Transformationsprozessen befassten, wurden
in der Soziologie vorgelegt. Erhebungen aus den 90er
Jahren zur disziplinären Verteilung von Forschungs-
projekten zu Osteuropa bzw. ihrer institutionellen
Einbindung verweisen zudem auf eine Dominanz der
Wirtschafts- und Politikwissenschaften.5 Die Pro-
gnose von Klaus v. Beyme,6 der zufolge die Osteuro-
pa-Wirtschaftsforschung vermutlich die besten
Zukunftsaussichten habe, da sie ins Zentrum des
Interesses der öffentlichen und privaten Geldgeber
gerückt sei, dürfte sich in den zurückliegenden Jah-
ren bestätigt haben. Es wurde aber auch davon
gesprochen, dass sich die Gewichte der Einzeldiszi-
plinen der Sozialwissenschaften im weiteren Sinne in
der Osteuropaforschung verschieben würden.7 Hin-
sichtlich der Bildungs- und Hochschulforschung ist dies
zumindest im Ansatz zu beobachten gewesen,8 wenn-
gleich nach wie vor die Bereitschaft, die notwendige
Infrastruktur in ausreichendem Maße zu finanzieren,
gerade für die auf Osteuropa bezogene Hochschul-
forschung sehr gering ist. Die Nachhaltigkeit bezie-
hungsweise Verstetigung institutionalisierter Forschung
über die Hochschultransformation in den Ländern Osteuro-
pas ist heute immer noch ein Desiderat.

Auch in der internationalen Transformationsfor-
schung, die sich zu Beginn der 90er Jahre rasch ent-
wickelte, war und ist zu beobachten, dass die mit
dem Systemwechsel initiierten Veränderungen im
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Bildungsbereich kaum Gegenstand der Forschungen
sind.9 Im Vordergrund standen auch hier Untersu-
chungen zum politischen, wirtschaftlichen sowie
sozialpolitischen Strukturwandel. Die Ursachen
dafür, dass den bildungspolitischen und pädagogi-
schen Wandlungsprozessen in den postkommunisti-
schen Transformationsstaaten nur wenig For-
schungsinteresse entgegen gebracht wurde, sind –
wie es Henze formulierte – mit Sicherheit auch darin
zu sehen, dass es „an Versuchen zur Integration oder
Verklammerung von methodischen Ansätzen und
explikativen Designs aus der Politikwissenschaft,
vergleichender Bildungsforschung und einschlägiger
Regionalforschung [fehlt].“10

Das inzwischen – nicht nur in den Gesellschaften
der osteuropäischen Staaten – gewachsene Bewusst-
sein davon, welche Bedeutung dem „Humankapital“
für eine erfolgreiche Transformation von Gesell-
schaften unter den Bedingungen der weltweiten Glo-
balisierung zukommt, sowie auch die Perspektive
eines europäischen Hochschulraumes, an dem die
meisten Länder Osteuropas beteiligt sein werden, las-
sen erwarten, dass der Bildungs- und Hochschulfor-
schung, die auf die nationalen Bildungssysteme der
Länder dieser Region fokussiert ist, in Zukunft ein
neuer Stellenwert in der sozialwissenschaftlichen
Osteuropaforschung zukommen wird. Oder anders
gesagt: Die öffentliche Wahrnehmung der Rolle von
Bildung (und vor allem höherer Bildung) in den
Gesellschaften der osteuropäischen Länder sollte
Anlass dafür sein, dass sich die Osteuropaforschung
diesem Gegenstand mit ihrer spezifischen Kompe-
tenz in Zukunft in stärkerem Maße zuwendet.

Europa wächst zusammen – auch im
Bildungsbereich

Die osteuropäischen Länder stehen seit dem Fall
des „Eisernen Vorhangs“ nicht nur vor den Heraus-
forderungen der Umgestaltung ihrer Gesellschaften,
sondern müssen sich gleichzeitig den Problemen
eines weltweit verschärften Konkurrenzkampfes im
Kontext der Globalisierung und der Entstehung einer
wissensbasierten Gesellschaft stellen. Die westlichen
Länder hingegen sahen sich bereits in der zweiten
Hälfte der 80er Jahre massiv mit derartigen Proble-
men konfrontiert und reagierten darauf, indem sie
transnationale Netzwerke und Zusammenschlüsse
schufen – wie zum Beispiel die Europäische Union.
Diese waren zunächst auf den Gebieten der Politik
und Wirtschaft angesiedelt. In den 90er Jahren zeig-

te sich jedoch, dass für die Zukunft des europäischen
Kontinents nicht nur wirtschaftliche Integrations-
prozesse von entscheidender Bedeutung sind, son-
dern auch die Notwendigkeit besteht, die Bildung in
diese Prozesse einzubeziehen und ein „Europa des
Wissens“ zu gestalten, um im Wettbewerb mit den
außereuropäischen Ländern bestehen zu können. Es
ging im wesentlichen darum, die europäische Eini-
gung auch im Bereich der tertiären Ausbildung und
vor allem auf dem Gebiet der Hochschulbildung
durch die Errichtung eines „europäischen Hoch-
schulraumes“ voranzutreiben. Dies führte Ende der
90er Jahre zur Unterzeichnung der von mehreren Bil-
dungsministern initiierten Erklärung von Bologna,
einer freiwillig eingegangenen Selbstverpflichtung
europäischer Staaten, die Strukturen ihrer Hoch-
schulsysteme durch eine Vereinbarung zwischen
Regierungen konvergierend zu reformieren sowie
(nahezu) gesamteuropäische Kohärenz unter Wah-
rung der Rechte der Hochschulen und ihrer Ver-
schiedenartigkeit herzustellen. Die Erklärung wurde
im Juni 1999 von 29 Staaten unterzeichnet – dazu
gehörten damals bereits 10 der neuen Staaten aus
Ost- und Mitteleuropa.11 Im September 2003 haben
die Bildungsminister von inzwischen 33 Signatarstaa-
ten der Bologna-Erklärung auf einer Folgekonferenz
in Berlin mit der Entscheidung, Russland in ihren
Kreis aufzunehmen, eine seit langem geführte politi-
sche und wissenschaftliche Diskussion zum Abschluss
gebracht (zumindest in ihrem Kompetenzbereich) –
und zwar die Diskussion um die Frage, wie groß Euro-
pa ist, wo die Grenzen Europas liegen, welche Länder
zu Europa gehören. Nach dem Verständnis der Bil-
dungsminister gehört Russland dazu, denn es wird
sich gemäß der mit der Unterzeichnung der Erklärung
von Bologna übernommenen Verpflichtungen an der
Errichtung eines gemeinsamen europäischen Hoch-
schulraumes bis zum Jahr 2010 beteiligen.

Der formale Akt der Unterzeichnung dieser
Erklärung ist lediglich der Beginn eines komplizier-
ten Prozesses, der sowohl jedem einzelnen Land als
auch der Gemeinschaft der beteiligten Staaten in den
kommenden Jahren große Anstrengungen bei der
Umgestaltung ihrer nationalen Hochschulsysteme
abfordern wird. Die jeweiligen Ausgangspositionen
der Länder sind recht unterschiedlich. Wenngleich
die Erklärung von Bologna hinsichtlich der zu erfül-
lenden Kriterien nicht mit einem EU-Beitritt zu ver-
gleichen ist (d.h. es werden nicht solch strenge
Maßstäbe an die Hochschulsysteme der integrierten
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Länder angelegt), werden aber insbesondere die
postkommunistischen Transformationsstaaten stark
gefordert, um bis zum Jahr 2010 eine „Harmonisie-
rung“ ihrer Hochschulbildungssysteme mit denen der
westeuropäischen Länder zu erreichen.

Russlands schwieriger Weg nach Bologna
Mit der Aufnahme der Russischen Föderation in den
Kreis der Bologna-Staaten wurde eines der größten
Hochschulsysteme in die „Baustelle Europäischer
Hochschulraum“ integriert, dessen Leistungsfähig-
keit bis weit in die 80er Jahre hinein in einzelnen
Teilbereichen durchaus mit den Hochschulsystemen
führender westlicher Industrienationen vergleichbar
war. Ebenso ist aber auch zu konstatieren, dass der
Qualitätsverlust in der Hochschulbildung, den Russ-
land in den letzten 10–15 Jahren verzeichnen musste,
derart gravierend ist, dass das Land in einigen Para-
metern der Hochschulbildung in die Nähe von Ent-
wicklungsländern gerückt ist. Mit diesem „Kapital“ –
sowohl negativ als auch positiv – bringt sich die Rus-
sische Föderation jetzt in das ehrgeizige europäische
Vorhaben eines gemeinsamen Hochschulraumes ein.

Russland hat mit dem Beitritt zum Bologna-Prozess
– wie alle anderen Länder auch – zunächst eine
Absichtserklärung abgegeben, die wiederum deut-
lichen Handlungsbedarf auf russischer Seite hat entste-
hen lassen. Zum einen gibt es erhebliche Unterschiede
in der Hochschulausbildung im Vergleich zu anderen
europäischen Ländern, die auf spezifische Strukturen
und Formen der Hochschulausbildung (wie z.B. das
5-jährige Hochschulstudium zum „diplomierten Spezi-
alisten“, die „Aspirantenausbildung“ nach dem Stu-
dium, der Hochschulzugang über Hochschulaufnah-
meprüfungen u.a.) zurückzuführen sind und die gemäß
der Erklärung von Bologna an europäische Standards
angeglichen oder aber anhand bestimmter Kriterien
vergleichbar gemacht werden sollen. Andererseits sind
Qualitätsunterschiede in der Hochschulbildung im
Vergleich zu anderen europäischen Ländern zu behe-
ben, d.h. es gilt die in den letzten Jahren in vielen
Bereichen eingetretenen Qualitätsverluste wieder wett
zu machen und insgesamt eine europäisch und interna-
tional konkurrenzfähige Hochschulausbildung in
Russland aufzubauen. Ein wesentlicher Schritt in diese
Richtung war 2001 die Annahme einer einheitlichen
Modernisierungskonzeption für das gesamte Bildungs-
wesen, deren Umsetzung fast zeitgleich mit der Unter-
zeichnung der Erklärung von Bologna begonnen hat
und die ebenfalls bis zum Jahr 2010 terminiert ist.

Für Russland sind die neuen und vielfältigen
Anforderungen an die Umgestaltung des nationalen
Hochschulsystems mit einer Reihe von ernsthaften
Problemen verbunden, die dazu geführt haben, dass
bereits im Vorfeld der Diskussion um eine Beteiligung
des Landes am Bologna-Prozess eine deutliche Spal-
tung in Befürworter und Gegner unter Hochschulak-
teuren und -politikern auszumachen war, die sich bis
heute – auch nach der Vertragsunterzeichnung –
erhalten hat und fortsetzt. Einer der strittigen Punkte
in diesem Kontext ist die Einführung zweistufiger
Studiengänge – Bachelor und Master –, die als das
wichtigste Instrument zur Realisierung der Anforde-
rungen aus der Bologna-Erklärung gilt. In Russland
kannte man bis zu Beginn der 90 Jahre nur das tradi-
tionelle 5-jährige Hochschulstudium, das mit der Ver-
gabe eines Hochschuldiploms abgeschlossen wird.
Mit einer Umstellung der russischen Hochschulbil-
dung auf Bachelor- und Masterstudiengänge würde –
so die Meinung der Gegner – ein wesentliches Quali-
tätsmerkmal der russischen Hochschulbildung geo-
pfert, das gerade für ein hohes Ausbildungsniveau der
russischen Hochschulabsolventen stehe. Eine stärker
berufsorientierte Ausbildung in Bachelor-Studiengän-
gen, die gemäß der Bologna-Erklärung in einem 3-jäh-
rigen Studium zu absolvieren sind, würde schließlich
zu Lasten der bisherigen, wissenschaftlich fundierten
und breit angelegten Ausbildung gehen und das
Niveau der Hochschulabsolventen qualitativ absen-
ken. An den Hochschulen wird diese Frage seit länge-
rem sehr ernsthaft diskutiert, allerdings kann hier
nicht näher darauf eingegangen werden. Das Beispiel
zeigt jedoch sehr deutlich, wie kompliziert sich der
Prozess der Umsetzung der Erklärung von Bologna in
einzelnen Aspekten gestaltet und dass bei weitem
nicht alle Fragen eindeutig entschieden sind und
damit zu rechnen ist, dass bis zum Jahr 2010 auch
Änderungen bzw. Korrekturen hinsichtlich der
Anforderungen vorgenommen werden können. Der
Prozess als solcher bedarf einer Begleitung und Unter-
stützung durch wissenschaftliche Forschung – sowohl
auf nationaler als auch auf europäischer Ebene, und
dies ist in erster Linie auch eine Herausforderung und
Aufgabe für die Bildungs- und Hochschulforschung
im Kontext der Osteuropaforschung.

Die europäische Dimension von Hochschul-
bildung – ein Forschungsdesiderat

Die Aufnahme Russlands in den Kreis der Bologna-
Staaten hat auch für die Forschung eine Reihe neuer
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Fragen aufgeworfen: Was wissen wir eigentlich über
das Hochschulsystem dieses Landes, das quantitativ
betrachtet über ein enormes Potenzial an Hoch-
schuleinrichtungen verfügt und das nun in den euro-
päischen Hochschulraum drängt? Welche Konse-
quenzen ergeben sich aus dem Beitritt Russlands für
den Prozess der Errichtung des europäischen Hoch-
schulraums? Wie werden sich künftig die Beziehun-
gen zwischen den Ländern auf diesem Gebiet gestal-
ten – werden sie eher gleichberechtigte Partner oder
Konkurrenten sein? Die Kenntnisse über das sowjeti-
sche Hochschulsystem sind bis zum Fall des so
genannten Eisernen Vorhangs nicht sehr umfang-
reich gewesen, aber auch über die Hochschulrefor-
men der letzten 10–15 Jahre im Kontext der gesell-
schaftlichen Transformation ist kaum systematisches
Wissen vorhanden. Im übrigen treffen diese Fragen
gleichermaßen auf andere osteuropäische Staaten zu
– vor allem auf diejenigen, welche die Absicht ver-
kündet haben, demnächst (bei der Folgekonferenz in
Bergen im Mai 2005) einen Aufnahmeantrag in den
Kreis der Bologna-Staaten zu stellen (wie z.B. die
Ukraine). Mit Blick auf die gesamte Region müssen
wir konstatieren, dass noch immer erheblicher Nach-
holbedarf an Untersuchungen besteht, die sowohl
Kontinuität als auch Wandel in der Bildungsentwicklung
der betreffenden Länder sichtbar machen.

So wie Haslinger unter Bezug auf das Fach Osteu-
ropäische Geschichte darauf verweist, dass „die EU-
Osterweiterung und mit ihr die Reflexion über das
östliche Europa in der europäischen Gesamtentwik-
klung der Osteuropäischen Geschichte beträchtli-
ches Potential erschließen [könnten]“12 ist analog
davon auszugehen, dass die Errichtung des europäi-
schen Hochschulraumes die Sicht auf die nationalen
Bildungssysteme und Hochschulsysteme in den Län-
dern der Region verändern wird. Mit der Unterzeich-
nung der Erklärung von Bologna durch die betreffen-
den Länder wird sich im Zuge der notwendigen
Umgestaltungen ihrer nationalen Hochschulsysteme
eine europäische Dimension entwickeln, deren Ausprä-
gung und Bedeutung sowohl für die einzelnen Syste-
me als auch für das Gesamtvorhaben eines europäi-
schen Hochschulraumes bislang in der Bildungsfor-
schung kaum Berücksichtigung gefunden haben.

1 Anweiler in: Steininger 2000, S. 266.
2 A.a.O., S. 267.
3 Schlögel 2000, S 14.
4 Vgl. Haslinger 2004.
5 Vgl. z.B. FORIS-Datenbank, Stand 9/1996.
6 v. Beyme 2000, S. 244.
7 Ebd.
8 Vgl. Teichmann 2002.
9 Vgl. Henze 2003, S. 67.
10 Henze, a.a.O., S. 71.
11 Vgl. dazu ausführlicher Friedrich 2002. 
12 Haslinger 2004, S. 43.
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1. Introduction
The process of transformation in Russian economy
exerted its influence on many different areas and also
on science. As a result of reforms, the government
ceased to interfere with most economic processes
including relations between science and industry.
Simultaneously, the level of state funding for scienti-
fic organizations was reduced. Economic problems
led to brain drain from scientific organizations abro-
ad and into other fields of activity. Since the end of
the 1990s, some stabilization has been observed.
Nevertheless, there are quite different attitudes
towards the contemporary state of Russian science.
Opinions vary in a wide range from the „death of
science“ and doubts regarding the possibility of its
revival to admiration for certain research results and
dynamic processes treated rather as a „Renaissance
for Russian science“ (Bush 2004). Applying a narrow
definition of science (understood exclusively as basic
research), the shift away from epistemic interest and
an increasing share of applied research and, as a
result, a brain drain from the public sector into the
private one can be considered as the „death“ of scien-
ce. The broad definition includes applied research.
To avoid such misunderstandings, I prefer to talk
about research organizations.1 Actual processes in
research and development are most easily understood
if we look at strategies of knowledge and technology
transfer developed in research organizations.

2. Historical and Institutional Context
Transfer of knowledge and technology under central
planning was regulated mainly by government struc-
tures. Many research projects, even those with a
focus on application, were not implemented because
the system of central planning was not suited to deal
with a vast number of innovations. The intermedia-
ry function of state authorities was an additional
obstacle, since state bureaucrats were not sufficient-
ly qualified to link the actual needs of industrial
enterprises to the potentialities of science. When
researchers used informal channels in search of
customers, research projects for the needs of enter-
prises were often the result of „conspiracy“ which
allowed enterprises and research organizations alike
to improve their statistical indicators in the field of
„innovativeness“ respectively „practical application“.
Such proceedings were possible because benefits
under central planning were distributed according to
fulfilment and over-fulfilment of the plan. With the
introduction of market reforms the situation chan-
ged. Economic reforms at the beginning of the 1990s
are associated with private property rights, price
liberalization and privatisation. Although most rese-
arch organizations were not privatised, one can
speak about a shift from public to private research.
Indicative of this is the increasing share of private
funding, an emerging private research sector and the
informal or network privatisation of science. 
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